
Mehr Schutz

Dividenden!

Was will die 
VPOD-Initiative?
• Eine bundeseigene Alternative 

zur privaten
Fahrzeughaftpflichtversicherung

• Die Interessen der Versicherten 
besser wahren

• Offene Bücher
statt Geheimniskrämerei

• Mitbesti mmung 
statt Prämiendiktat

• Günstige Tarife statt 
Superreserven

Fahrzeughaftpflicht: Geschäft mit Staatsgarantie
Wer ein Fahrzeug benützt, braucht 

eine Haftpflichtversicherung. Das ist 
vom Gesetz vorgeschrieben, und das ist 
gut so. Denn die Haftpflichtversicherung 
schützt die von Unfällen Betroffenen vor 
materiellen Verlusten -  auch die Fussgän- 
ger. Sie zahlt anstelle des Fahrzeughalters 
für Personen- und Sachschäden. An einer 
guten Haftpflichtversicherung sind also 
alle Strassenbenützer interessiert.

Aber: Trotz staatlichem Obligatorium 
kann in der Schweiz eine Haftpflichtver­
sicherung nur bei gewinnorientierten Pri­
vatgesellschaften abgeschlossen werden.

Feststellung Nr. 1
Der Bund hat zwar ein Versiche- 

rungsobligatorium geschaffen, 
bietet aber keine eigene Versiche- 
rungsmöglichkeit an. Anders 
gesagt : Der Staat treibt die Kunden 
den privaten Versicherungsgesell­
schaften in die Arme ; er beschert 
ihnen das grosse «Geschäft mit 
Bundesgarantie». Das will die 
Initiative ändern.

Wohin rollen die 
Millionen? In die 
(Gold-) Grube der 
«Rückstellungen»

Von 1970 bis 1974 (neuere amtliche 
Angaben fehlen leider) kassierten die 
schweizerischen Versicherungsgesellschaf­
ten gute 3560 Millionen Franken an M o­
torfahrzeug- Haftpflichtprämien ^ E i n ­
nahmen).

Für Schadenfälle zahlten sie im gleichen 
Zeitraum rund 2060 Millionen Franken 
(=Ausgaben)*.

Verbleiben 1500 Millionen Franken 
(= Überschuss). Wo sind sie geblieben? 
Gewiss: Verwaltungskosten sind unver­
meidlich; aber müssen es gleich 375 Mil­
lionen sein?

Angemessene Rückstellungen für un­
erledigte Schäden sind notwendig; aber 
mussten sie innert fünf Jahren um 590 
Millionen Franken anwachsen? Und die 
Versicherungs-Paläste und -Dividenden -  
wem nützen die?

Unfug mit 
Superrückstellungen

Private Versicherungsgesellschaften le­
gen für unerledigte Schäden grosse Sum­
men zurück. Diese Gelder gehörten den 
Versicherten -  sollte man meinen. Aber 
die helvetische Versicherungs-Praxis 
sieht anders aus. Die Versicherer drehen 
mit den Rückstellungen ein Bombenge­
schäft. Zwischen 1961 und 1970 stiegen 
ihre «norm alen» Rücklagen von 193 auf 
650 Millionen Franken. Doch damit 
nicht genug: in der gleichen Zeit erhöhten 
sie zusätzlich die Super-Rückstellungen 
(reine Fettpolster) von 30 auf 300 M illio­
nen Franken! Bevor die VPOD-Initiative 
kam, wurden diese riesigen Beträge we-

Die VPOD-Initiative
bringt keine
Verstaatlichung der
Versicherungsgesellschaften,
aber die Möglichkeit,
sich in einer bundeseigenen Anstalt
günstig zu versichern.

* Seit K riegsende be trugen  d ie S chadenzah lungen  n u r  in 
w enigen A u sn ah m e jah re n  m eh r als 57% der N etto-Prä- 
m ien e in n ah m en , o ft aber w esentlich  w eniger.

der versteuert, noch zugunsten der Versi­
cherten verzinst. Versteuert werden sie 
auch heute nicht, verzinst nur zum Teil.
Motorfahrzeug-Haftpflichtversicherung 
Zusammenstellung der Schadenzahlungen, 
Prämieneinnahmen und Bilanzrückstellungen für 
schwebende Schäden von 1951 bis 1971

Bilanzrückstellungen j
Prämieneinnahmen /  
Schadenzahlungen j

1951 53 55 57 59 61 63 65 67 69 71

In einem  Urteil vom Februar 1973 erm ahnte  
daher das Schweizerische Bundesgericht das  
Eidg. Versicherungsam t (E V A ): « . . .d ie  Auf­
sichtsbehörde (wird) künftig darüber zu wachen 
haben, dass allenfalls im m er noch vorhandene  
Ü berschüsse. . .  nicht w eiter ansteigen. Dulden, 
dass solche a u f  Irrtüm er vergangener Jahre zu­
rückzuführende Überschüsse noch weiter an ­
steigen, hiesse in der Tat, einen M issbrauch der  
Versicherer decken.» Und: «D as Eidg. Ver­
sicherungsam t würde seine K om petenzen nicht 
überschreiten, wenn es von den Versicherern 
verlangen würde, dass d ie  Zinsen ( . . . )  zugun­
sten der Versicherten verw endet würden. D am it 
könnte verhindert werden, dass solche Über­
schüsse noch w eiter ansteigen .»



N achdem  die Versicherungen unter 
schweren Beschuss gekom m en w aren, be­
gannen sie, ihre R ückstellungs-R echnung 
um zufrisieren. Ende 1974 betrugen ihre 
Superreserven «nur noch» 253,7 M illio­
nen Franken; die gesam ten B ilanzrück­
stellungen aber stiegen au f 1426,8 M illio­
nen Franken -  mit dem  offiziellen Segen 
des Versicherungsam tes. Dieses sorgt sich 
vor allem um das W ohlergehen (die «Sol­
venz») der Versicherungen.

Feststellung Nr. 2
Das Eidg. Versicherungsamt ist 

dem Unfalldirektoren-Kartell 
(UDK) längst nicht gewachsen. Das 
Amt ist arm an Personal und Kom­
petenzen. Es muss sich im übrigen 
auf die von der UDK gelieferten 
Zahlen stützen. Das wird die Initia­
tive ändern.

Wer profitiert? Die 
engverflochtene 
Kapitalmacht

Auch wenn sich private V ersicherungs­
gesellschaften mit «offiziellen» N am en 
wie «Z ürich», «W interthur» , «B asler» , 
«Eidgenössische», «H elvetia» usw. den 
Anstrich staatlicher Seriosität geben, sind 
sie alles andere als öffentliche U nterneh­
men. Sie gehören zur exklusiven Spitze 
der K apitalm ächtigen. Die V erw altungs­
räte der V ersicherungen herrschen auch 
in Banken, Industrie, H andel und um ge­
kehrt.

Die Fahrzeughaftpflicht m acht zw ar 
bei zahlreichen G esellschaften nur einen 
kleinen Anteil (teilweise un ter 10%) am 
gesamten Versicherungsgeschäft aus. Sie 
hilft aber dennoch mit, die K apitalm acht 
der privaten V ersicherungsgesellschaften 
zu festigen. 1974 wiesen die Schweizer 
V ersicherungsgesellschaften to tal 38,5 
M rd. F ranken an K apitalan lagen  aus; 
dieser Betrag entspricht fast der H älfte 
der gesamten A rbeitnehm ereinkom m en 
im gleichen Jahr.

Ausländische Beispiele zeigen: E s  geht 
auch anders!
Aus dem Geschäftsbericht des Württ. 
Gemeinde-Versicherungsvereins auf 
Gegenseitigkeit 1974 in der Bundesrepu­
blik Deutschland:
Verwaltungskosten: «Die Aufwendungen 
für den Versicherungsbetrieb betrugen 
DM 3 7 2 7  209,81 und erforderten demnach  
6 ,0%  der verdienten Beiträge.»

Aus der Jahressaldorechnung des Eidg. 
Versicherungsamtes, 1974:
Verdiente Prämien: 724 Mio.Franken 
Aufwendung für Betriebskosten und 
Gewinn: 188Mio.Franken  
Dies entspricht 2 6 %  der verdienten Bei­
träge.

Feststellung Nr. 3
■■■■■■■■■■Hi 

Die Nutzniesser des Geschäfts 
mit dem Versicherungsobligato­
rium sind die privaten Gesellschaf­
ten ; ihre für Aussenstehende nie 
vollständig durchschaubare Kapi­
talmacht wird verstärkt. Das wird 
die Initiative ändern.

Hat da jemand 
«Monopol» gerufen?

Zwei «verw andte» G esellschaften, die 
«W interthur»  und die «Z ürich» beherr­
schen fast 50% des Fahrzeughaftpflicht-

V E R F I L Z U N G  !
In den Verwaltungsräten der «Zürich», 
«Winterthur» und «Basler» sind vertreten:
4 x  Bankverein 6 x  Alusuisse
5 x  Bankgesellschaft 4 x  Nestlé
6 x  Kreditanstalt 3 x  Sulzer
7 x  BBC 2 x  GF  
6 x Ciba-Geigy
= 43 mal der harte Kern der schweizeri­

schen Kapitalmacht

Präm ien ganz allgem ein um 10%. N ur 
wenige M onate später kündigten sie für 
1972 kaltschnäuzig einen weiteren P rä­
m iensprung von 18% an -  innert kürze­
ster Zeit also ein Plus von 28%. (Laut 
B undesrat hatte das U D K -K artell dem 
V ersicherungsam t sogar einen Aufschlag 
«bis zu 38,5% für Personenw agen» bean ­
trag t...)

In der Ö ffentlichkeit setzte eine heftige 
Kritik an der Präm iengestaltung und am 
G eschäftsgebaren der privaten  Versiche­
rungsgesellschaften ein. P arlam entari­
sche Vorstösse w urden eingereicht und 
Verwaltungsbeschw erden eingeleitet. 
Eine Petition der Sozialdem okratischen 
Partei der Schweiz erreichte 80000 U nter­
schriften. D er VPOD, unterstü tzt vom 
Schweizerischen G ew erkschaftsbund, 
g riff zur w irksam sten Waffe: zur In itia ti­
ve. Sie lautet:

«Der Bund wird auf dem Wege 
der Gesetzgebung eine eigene Ver­
sicherung zur Deckung der H aft­
pflicht für Motorfahrzeuge und 
Fahrräder einrichten.»

Das Volksbegehren kam  innert kürze­
ster Zeit zustande und  w urde im April

M arktes; zusam m en m it der «Basler» 
weit über die Hälfte.
N icht genug dam it: durch die Unfalldi- 
rek toren-K onferenz (U D K )-e in e  In te r­
essengem einschaft fast aller G esellschaf­
ten -  haben  die G rossen praktisch den 
ganzen M arkt in den  Fingern. Nach aus­
sen d ien t die U D K  m it W ettbewerben 
und  Ratschlägen als guter Onkel vom R a­
d io .. .

Bei der M otorfahrzeughaftpflicht-V er- 
sicherung (M FH V ) existiert keine K on­
kurrenz. Die Schweizerische K artellkom ­
m ission stellte dazu fest:

«D ie W ettbew erbsverhältn isse in der  
M F H V -B ranche charakterisieren sich dadurch, 
dass im Bereiche der Präm ien  -  tro tz des B este­
hens von A ussenseitergesellschaften  -  kein  
W ettbew erb sta ttfin det. Es w ird ausnahm slos 
der U D K -T arifan gew en det.»

Feststellung Nr. 4
Das Unfalldirektoren-Kartell 

monopolisiert den Markt. Die 
Grossen kontrollieren die UDK. 
Und das Eidg. Versicherungsamt 
segnet mit der Tarifgenehmigung 
die Preisführerschaft der Grossen 
ab. Das kann die Initiative ändern.

in einem  W irtschaftsbereich nicht m ehr 
nach Lust und Laune herum fuhrw erken 
können, wenn ihnen echte K onkurrenz 
erwächst und  wenn sich gar jem and  er- 
dreistet, ihnen a u f die Finger zu schauen.

Die V PO D -Initia tive wirkte bei den 
Versicherungen und  den zuständigen 
B undesbehörden wie ein Schreckschuss; 
zur A bw ehr w urden p rom pt ein paar 
H eftpflästerli und Beruhigungspillen ver­
passt: U ntersuchungen des (nicht beste­
henden) W ettbewerbs, (teilweise) Verzin­
sung der «norm alen»  Rückstellungen zu­
gunsten der Versicherten, (vorübergehen­
der) A bbau der Superrückstellungen, 
E insatz einer K onsultativkom m ission 
(ohne eigenes Z ahlenm aterial und  ohne 
echte Befugnisse), E inleitung der Revi­
sion des Versicherungs-Aufsichtsgesetzes 
(aus dem  Jahre 1885). U nd vor allem 
wurden die Präm ien a u f dem  Stand von 
Ende 1972 eingefroren -  für wie lange, 
das entscheidet das Volk an  der Urne.

Verwaltungskosten: 
SUVA: 10%
AHV: 2-3%,
private Versicherer: 23%.

Teuerungs-Explosion : 
28% Prämienerhöhung!

N achdem  die H aftpflicht-V ersicherer 
ihre Reserven seit 1960 m ehr als verfünf­
facht und  gegenüber 1950 sogar um 
1700% gesteigert hatten , brum m ten  sie ab 
1970 den jungen  Fahrern  m assive Selbst­
behalte a u f und  erhöhten  per 1971 die

1972 eingereicht. Die Bevölkerung 
stim m te lebhaft zu; nicht aber die «W irt­
schaftskreise». Sie schreien Zeter und 
M ordio  und m alen den V erstaatlichungs- 
Teufel an die W and, wie sie es im m er tun, 
wenn ihre Profite bedroh t sind, wenn sie



Wir fordern 
wirksame 
Veränderungen. 
Wir fordern eine 
bundeseigene 
Alternative 
zur privaten 
Haftpflicht­
versicherung.

Nur sie kann die Macht des
Unfalldirektorenkartells
brechen

Nur sie bemisst 
Rückstellungen nach dem 
Bedarf und nicht nach dem 
Profit

Nur sie verhindert 
Kapitalanhäufungen der 
privaten Gesellschaften 
durch Prämien, die nicht 
für Schadenzahlungen 
verwendet werden

Nur sie erlaubt eine günstige 
Prämienkalkulation und die 
echte Rückerstattung von 
Überschüssen zugunsten der 
Versicherten

Nur sie ist nicht 
gewinnorientiert sie arbeitet 
ohne Profit und Dividenden

Nur sie schafft neben 
parlamentarischer Kontrolle 
umfassende Einsicht in 
die Zahlenakrobatik

Nur sie arbeitet wie SUVA 
und AHV zeigen, 
kostengünstig, denn sie 
benötigt kein Heer von 
Versicherungsvertretern; sie 
verzichtet auf Luxus und 
Prunk

Nur sie braucht keine 
kostspielige
Rückversicherung; der Staat 
bietet Garantie genug.

Strassenbenützer, jetzt an die Urne ! 
Endlich haben Sie grünes Licht für ein klärendes Wort 
zum undurchsichtigen Thema «Fahrzeughaftpflicht».

Wenn Sie NEIN oder 
überhaupt nicht stimmen :
•  dann finden Sie es richtig, dass die Fahrzeug­
haftpflicht ein gewinnträchtiges Obligatoriums- 
Paradies für private Versicherungen bleibt -  ein 
Geschäft mit Staatsgarantie;
•  dann nehmen Sie übermässige, unkontrollier­
bare Reservenbildung und wachsende K apital­
macht der Versicherungs-Gesellschaften schulter­
zuckend in Kauf;
•  dann haben Sie nichts dagegen, wenn nach den 
letzten Prämienerhöhungen von 28% schon bald 
noch tiefer in Ihre Tasche gegriffen wird;
•  dann stört es Sie nicht, dass Sie der Präm ien­
m anipulation, der Geheimniskrämerei und der 
Macht der m arktbeherrschenden Gesellschaften 
weiterhin schutzlos ausgeliefert sind.

Wer NEIN oder nichts sagt, 
ist selber schuld.

Wenn Sie aber JA stimmen, 
verlangen Sie vom Staat:
Liebe Eidgenossenschaft,
•  jedem Fahrzeughalter schreibst Du zwingend 
eine Haftpflichtversicherung vor. Wenn Du das 
(mit gutem Grund) tust, ist es aber nichts als 
recht, dass Du uns eine vorteilhafte Versiche- 
rungs-Alternative des Bundes anbietest.
•  Denn ich möchte mit meiner Prämie nur einen 
guten Versicherungsschutz, aber keine Paläste und 
Dividenden bezahlen.

•  Was ich endlich wünsche, sind klare, für jeder­
m ann durchschaubare Verhältnisse und Mitbe­
stimmung durch Parlament und Versicherte.

. V

•  Schluss mit Übervorteilung, Versicherungs- 
Chinesisch und Kleingedrucktem!

Ein Urnengang, der Konsumenten 
schützt und Versicherten nützt!

VPOD-Fahrzeughaftpfücht-Initiative JA !
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